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Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, 
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Ständerat
Sommersession 2025

24.082  n  Für eine soziale Klimapolitik - steuerlich gerecht finanziert (Initiative für eine Zukunft). Volksinitiative

24.082 - 2

Bundesbeschluss	
über die Volksinitiative «Für eine 
soziale Klimapolitik – steuerlich 
gerecht finanziert  
(Initiative für eine Zukunft)»

vom …

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundes-
verfassung1, 
nach Prüfung der am 8. Februar 20242 einge-
reichten Volksinitiative «Für eine soziale  
Klimapolitik – steuerlich gerecht finanziert  
(Initiative für eine Zukunft)»,  
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 13. Dezember 20243,
beschliesst:

1		 SR 101
2		 BBl 2024 509
3		 BBl 2024 3216
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Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 1
1 Die Volksinitiative vom 8. Februar 2024 «Für 
eine soziale Klimapolitik – steuerlich gerecht 
finanziert (Initiative für eine Zukunft)» ist gültig 
und wird Volk und Ständen zur Abstimmung 
unterbreitet.
2 Sie lautet:

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Art. 129a4	 Zukunftssteuer
1 Der Bund erhebt zum Aufbau und Erhalt einer 
lebenswerten Zukunft eine Steuer auf dem 
Nachlass und den Schenkungen von natürli-
chen Personen.
2 Der Bund und die Kantone verwenden den 
Rohertrag der Steuer zur sozial gerechten 
Bekämpfung der Klimakrise sowie für den dafür 
notwendigen Umbau der Gesamtwirtschaft.
3 Die Steuer wird von den Kantonen veranlagt 
und eingezogen. Der Rohertrag der Steuer 
fliesst zu zwei Dritteln dem Bund und zu einem 
Drittel den Kantonen zu. Die Kompetenz der 
Kantone, eine Erbschafts- und Schenkungs-
steuer zu erheben, bleibt unberührt.
4 Der Steuersatz beträgt 50 Prozent. Nicht 
besteuert wird ein einmaliger Freibetrag von 50 
Millionen Franken auf der Summe des Nach-
lasses und aller Schenkungen. Die Besteue-
rung erfolgt, sobald der Freibetrag überschrit-
ten ist.
5 Der Bundesrat passt den Freibetrag perio-
disch der Teuerung an.

4		 Die endgültige Nummerierung dieses Artikels 
wird nach der Volksabstimmung von der Bundes-
kanzlei festgelegt; dabei stimmt diese die Num-
merierung ab auf die anderen geltenden Bestim-
mungen der Bundesverfassung und nimmt diese 
Anpassung im ganzen Text der Initiative vor.
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Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 197 Ziff. 155

15. Übergangsbestimmungen zu Art. 
129a (Zukunftssteuer)
1 Der Bund und die Kantone erlassen 
Ausführungsbestimmungen über:
a.	 die Verhinderung von Steuerver-

meidung, insbesondere in Bezug 
auf den Wegzug aus der 
Schweiz, die Pflicht zur Aufzeich-
nung von Schenkungen und die 
lückenlose Besteuerung;

b.	 die Verwendung des Rohertrags 
zur Unterstützung des sozial 
gerechten, ökologischen Umbaus 
der Gesamtwirtschaft, insbeson-
dere in den Bereichen der Arbeit, 
des Wohnens und der öffentli-
chen Dienstleistungen.

2 Bis zum Inkrafttreten der gesetzli-
chen Ausführungsbestimmungen 
erlässt der Bundesrat innert drei 
Jahren nach Annahme von Artikel 
129a durch Volk und Stände die 
Ausführungsbestimmungen per Ver-
ordnung. Die Ausführungsbestim-
mungen finden auf Nachlässe und 
Schenkungen, die nach der Annah-
me von Artikel 129a ausgerichtet 
werden, rückwirkend Anwendung.

5		 Die endgültige Ziffer dieser Über-
gangsbestimmung wird nach der 
Volksabstimmung von der Bundes-
kanzlei festgelegt.
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Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 2

Die Bundesversammlung empfiehlt 
Volk und Ständen, die Initiative abzu-
lehnen.  
 
 
 
 

Art. 2
Mehrheit Minderheit I (Sommaruga Carlo,  

Herzog Eva)
Minderheit II (Herzog Eva,  
Sommaruga Carlo)

... 
                        ... die Initiative anzu-
nehmen.

1 Sofern die Volksinitiative nicht zu-
rückgezogen wird, wird sie zusam-
men mit dem Gegenentwurf „Bun-
desbeschluss über eine steuerlich 
gerecht finanzierte Klimapolitik“ Volk 
und Ständen nach dem Verfahren 
gemäss Artikel 139b der Bundesver-
fassung zur Abstimmung unterbreitet.
2 Die Bundesversammlung empfiehlt 
Volk und Ständen, die Initiative und 
den Gegenentwurf anzunehmen und 
den Gegenentwurf in der Stichfrage 
vorzuziehen.
(siehe Entwurf 3)
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Anträge der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates

vom 24. März 2025

Mehrheit

Nichteintreten

3

MInderheit II (Herzog Eva, ...)
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Bundesbeschluss	
über eine steuerlich gerecht  
finanzierte Klimapolitik
(Gegenentwurf zur Volksinitiative 
«Für eine soziale Klimapolitik - 
steuerlich gerecht finanziert (Ini-
tiative für eine Zukunft)»)

vom …

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundes-
verfassung1, 
nach Prüfung der am 8. Februar 20242 einge-
reichten Volksinitiative «Für eine soziale  
Klimapolitik – steuerlich gerecht finanziert  
(Initiative für eine Zukunft)»,  
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 13. Dezember 20243,
beschliesst:

1		 SR 101
2		 BBl 2024 509
3		 BBl 2024 3216
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Kommission des Ständerates

(Mehrheit) (Minderheit II (Herzog Eva, ...))
 

I
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:
Art. 129a	 Zukunftssteuer
1 Der Bund erhebt zum Aufbau und Erhalt einer 
lebenswerten Zukunft eine Steuer auf dem 
Nachlass und den Schenkungen von natürli-
chen Personen.
2 Der Bund und die Kantone verwenden den 
Rohertrag der Steuer zur sozial gerechten 
Bekämpfung der Klimakrise sowie für den dafür 
notwendigen Umbau der Gesamtwirtschaft.
3 Die Steuer wird von den Kantonen veranlagt 
und eingezogen. Der Rohertrag der Steuer 
fliesst zu zwei Dritteln dem Bund und zu einem 
Drittel den Kantonen zu. Die Kompetenz der 
Kantone, eine Erbschafts- und Schenkungs-
steuer zu erheben, bleibt unberührt.
4 Der Steuersatz beträgt 5 Prozent. Nicht be-
steuert wird ein einmaliger Freibetrag von 5 
Millionen Franken auf der Summe des Nach-
lasses und aller Schenkungen. Die Besteue-
rung erfolgt, sobald der Freibetrag überschrit-
ten ist.
5 Der Bundesrat passt den Freibetrag perio-
disch der Teuerung an.

Art. 197 Ziff. 15
15. Übergangsbestimmungen zu Art. 129a 
(Zukunftssteuer)
1 Der Bund und die Kantone erlassen Ausfüh-
rungsbestimmungen über:
a.	 die Verhinderung von Steuervermeidung, 

insbesondere in Bezug auf den Wegzug 
aus der Schweiz, die Pflicht zur Aufzeich-
nung von Schenkungen und die lückenlose 
Besteuerung;
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Kommission des Ständerates

(Mehrheit) (Minderheit II (Herzog Eva, ...))
 

b.	 die Verwendung des Rohertrags zur Unter-
stützung des sozial gerechten, ökologi-
schen Umbaus der Gesamtwirtschaft, ins-
besondere in den Bereichen der Arbeit, des 
Wohnens und der öffentlichen Dienstleis-
tungen.

2 Bis zum Inkrafttreten der gesetzlichen Ausfüh-
rungsbestimmungen erlässt der Bundesrat 
innert drei Jahren nach Annahme von Artikel 
129a durch Volk und Stände die Ausführungs-
bestimmungen per Verordnung. Die Ausfüh-
rungsbestimmungen finden auf Nachlässe und 
Schenkungen, die nach der Annahme von 
Artikel 129a ausgerichtet werden, rückwirkend 
Anwendung.

II
Dieser Gegenentwurf wird Volk und Ständen 
zur Abstimmung unterbreitet. Sofern die Volksi-
nitiative «Für eine soziale Klimapolitik – steuer-
lich gerecht finanziert (Initiative für eine Zu-
kunft)» nicht zurückgezogen wird, wird er 
zusammen mit der Volksinitiative nach dem 
Verfahren gemäss Artikel 139b der Bundesver-
fassung Volk und Ständen zur Abstimmung 
unterbreitet.
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